
Widerspruch gegen die Datenübermittlung nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) 

An das 
Amt Temnitz 
Bergstraße 2 
16818 Walsleben 

Antragsteller(in): 

Familienname: 

Vorname(n): 

Geburtsname: 

Geburtsdatum: 

Anschrift: 

1. □  Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten an das Bundesamt für das
Personalmanagement der Bundeswehr. 
Erläuterung: Soweit Sie die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen und das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, können 
Sie der Datenübermittlung  gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 BMG in Verbindung mit § 58 c Abs. 1 Satz 1 des Soldatengesetzes 
widersprechen. 

2. □ Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten an eine öffentlich-rechtliche
Religionsgesellschaft,  der nicht ich angehöre, sondern Angehörige meiner Familie 
(§ 42 Abs. 2 und 3 BMG).

3. □ Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten an Parteien, Wählergruppen und andere
Träger von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen zum Zwecke 
der Werbung (§ 50 Abs. 1 und 5 BMG). 

4. □ Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten aus Anlass von Altersjubiläen an
Mandatsträger,  Presse oder Rundfunk (§ 50 Abs. 2 und 5 BMG). 

5. □ Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten aus Anlass von Ehejubiläen an  Mandatsträger,
Presse oder Rundfunk (§ 50 Abs. 2 und 5 BMG)1. 

6. □ Ich widerspreche der Übermittlung meiner Daten an Adressbuchverlage (50 Abs. 3 und 5 BMG).

Mein Widerspruch gilt jeweils bis zum Widerruf. 

_______________________________________________________________ 
Datum und Unterschrift(en) des/der Antragstellers(in) bzw. Sorgeberechtigten 

1 für den Antrag Nr. 5 sind die Unterschriften beider Ehegatten erforderlich 



Hinweise zum Antrag auf Einrichtung einer Äbermittlungssperre

Zu Antrag 1:
Das Meldegesetz sieht vor, einer Åffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft neben den Daten ihrer 
Mitglieder auch einige Grunddaten von Nichtmitgliedern, die mit einem Mitglied einer �ffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft in demselben Familienverband leben, �bermittelt werden d�rfen. Der 
betroffene Familienangeh�rige – also nicht das Mitglied einer �ffentlich- rechtlichen 
Religionsgesellschaft selbst – kann jedoch nach � 30 Abs. 2 Satz 2 des Meldegesetzes die Einrichtung 
einer �bermittlungssperre verlangen. Eine Begr�ndung ist nicht erforderlich. Es gen�gt, wenn Antrag 
1 angekreuzt wird.

Zu Antrag 2:
Das Meldegesetz sieht in � 33 Abs. 1 vor, dass die Meldebeh�rde in den sechs der Wahl
vorausgehenden Monaten Auskunft an Parteien, politischen Vereinigungen, WÇhlergruppen, 
Listenvereinigungen und anderen TrÇgern von WahlvorschlÇgen Familiennamen, Vornamen, 
Doktorgrad und gegenw�rtige Anschrift von W�hlern erteilen darf. Diese Auskunft steht auch Tr�gern 
von Volksbegehren und Volksentscheidungen zu. Sie k�nnen dieser Daten�bermittlung ohne weitere 
Begr�ndung widersprechen.

Zu Antrag 3 und 4:
Begehrt jemand eine Auskunft �ber Alters- oder EhejubilÇen, darf die Meldebeh�rde aufgrund von 
� 33 Abs. 4 des Meldegesetzes eine auf folgende Daten beschr�nkte Melderegisterauskunft erteilen: 
Vor- und Familiennamen, Doktorgrad, gegenw�rtige Anschriften sowie Tag und Art des Jubil�ums. 
Diese Auskunft darf jedoch nur erteilt werden, wenn Sie nicht widersprochen haben. Wenn Sie – durch 
Ankreuzen der Antr�ge 3 und/oder 4 – von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, darf die 
Meldebeh�rde z.B. der Presse nicht mitteilen, dass Sie demn�chst z.B. Ihren 80. Geburtstag oder das 
Jubil�um der Goldenen Hochzeit feiern. Da das Widerspruchsrecht bei Ehejubil�umsdaten nur 
gemeinsam ausge�bt werden kann, sind die Unterschriften beider Ehegatten erforderlich.

Zu Antrag 5:
Das Meldegesetz erlaubt in � 33 Abs. 5 eine Auskunft an Adressbuchverlage �ber Vor- und 
Familiennamen, dem Doktorgrad und gegenw�rtige Anschriften von Einwohnern, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Dieser Auskunftserteilung k�nnen Sie widersprechen. Eine 
Begr�ndung ist nicht erforderlich. Es ist ausreichend, wenn Sie den Antrag ankreuzen.

Zu Antrag 6:
Einfache Melderegisterausk�nfte k�nnen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
auch mittels automatisierten Abrufs �ber das Internet erteilt werden. Ein Abruf ist nicht zul�ssig, wenn 
der Betroffene dieser Art der Auskunftserteilung widersprochen hat.

Zu Antrag 7:
Zum Zwecke der �bersendung von Informationsmaterial �ber die Streitkr�fte an eventuell Freiwillige 
erfolgt eine Daten�bermittlung an das Bundesamt fÉr Wehrverwaltung gem�� 
� 18 Abs. 7 Melderechtsrahmengesetz. Dieser Daten�bermittlung k�nnen Sie widersprechen, wenn Sie 
die Zusendung des Informationsmaterials nicht w�nschen.



Zu Antrag 8:
Nach � 32b Abs. 1 BbgMeldG, darf die Meldebeh�rde keine Ausk�nfte erteilen, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass dem Betroffenen oder einer anderen Person hieraus eine Gefahr f�r 
Leben, Gesundheit, pers�nliche Freiheit oder �hnliche schutzw�rdige Interessen erwachsen kann. Der 
Antrag muss begr�ndet sein; evtl. k�nnen Nachweise (Anzeige, �rztliche Atteste, o. �.) gefordert 
werden.
Nach � 32b Abs. 1 BbgMeldG ist die Auskunftssperre befristet und endet mit Ablauf des zweiten auf die 
Antragstellung folgenden Kalenderjahres. Liegen die Gr�nde f�r die Einrichtung einer Auskunftssperre 
nach Ablauf dieser Frist weiterhin vor, kann die Sperre auf Antrag verl�ngert werden.

Zu Antrag 9:
Diese Auskunftssperre ist im Einzelfall auf Antrag im Melderegister einzutragen, wenn die betroffene 
Person verlangt, dass ihre Daten nicht an Unternehmen �bermittelt werden, die diese erkennbar f�r 
Zwecke der Direktwerbung verwenden wollen (� 6 MRRG). Die Beantragung dieser Auskunftssperre ist 
ohne Angabe von Gr�nden m�glich.
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